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Kommentar

ERINNERUNG AN EINE VERPASSTE DISKUSSION

«Und Er wird Recht sprechen zwischen
den Völkern und Weisung geben vielen
Nationen; und sie werden ihre Schwerter

zu Pflugscharen schmieden und ihre
Spiesse zu Rebmessern. Kein Volk wird
wider das andere das Schwert erheben,
und sie werden den Krieg nicht mehr
lernen. Haus Jakobs, auf, lasset uns
wandeln im Lichte des Herrn!»

Um die Frage, ob dieser Bibeltext
gefahrlos von der Kanzel hätte verlesen
werden können, stritt man sich in den
kühlen Hochsommerwochen dieses Jahres

die Köpfe warm. «Gefahrlos» meinte,

wie der Leser sich erinnert, die
geringe Wahrscheinlichkeit, dass der Text
das zugriffige Interesse der Bundesanwaltschaft

erregen könnte, wie es
andere Texte ähnlicher Aussage taten.
Eben war ein von Schülerzeitungsredaktoren

unzimperlich entstelltes Borchert-
Wort vom höchsten eidgenössischen
Gericht aus dem freiheitlichen Spielraum

verwiesen worden.
Und dieses Urteil nahm sich ein

Thurgauer Pfarrer zum Anlass eines
stummen Protests, indem er seiner
Gemeinde den zitierten Bibeltext und die
dazugehörige Predigt ausdrücklich
vorenthielt. Es wäre wohl zu gefährlich,
meinte er. Er wusste jedoch sehr wohl,
dass er Jesaja ohne Risiko seine Stimme

hätte geben können, und er scheute
auch kaum ernstlich eine Auslegung des

Propheten. Der Geistliche, der also der
Wirkung zuliebe Mutlosigkeit mimte,

dürfte hinterher erstaunt gewesen sein

über die Richtung, die der von seiner
Kanzel ins Rollen gebrachte Stein
sogleich einschlug. Erstaunt über die
scheinbare Naivität der Fragestellung,
über ihre Oberflächlichkeit. Erstaunt
und sicher auch enttäuscht.

Er wollte provozieren, kein Zweifel.
Provokation ist sein Recht, ja, seine
Pflicht. Die Bibel ist voller Provokationen.

Der Pfarrer verfehlte sein Amt,
wenn er sich mit der Selbstgerechtigkeit
und der Genügsamkeit arrangierte. Und
so suchte er in unserem Falle die
Diskussion über die Meinungsäusserungsfreiheit

anzuregen. Unzweideutig erhob
er die Frage: Was darf in unserem
Lande risikolos ausgesprochen werden
Und vor allem: genügt das?

Aber die Provokation machte sich
selbständig. Die Diskussion bemächtigte

sich nicht der Sache, auf die der
Provokateur zielte, sie blieb beim Anstoss
stecken und verbohrte sich in die Frage
der Angemessenheit seiner Methode.
Eine argwöhnische Nation wusste mit
einer weiteren Provokation nichts
anzufangen ; sie tadelte.

Kann sein, dass der Anlass für ein
vorwurfsvolles «Schweigen von der
Kanzel» sorgfältiger hätte ausgesucht
werden sollen, kann sein, dass für einen
Sachverhalt, auf den Tschäni das Wort
von der «Diktatur des Patriotismus»
zugespitzt hat, geeignetere Beispiele
aufzutreiben wären. Solche Vorbehalte



446 KOMMENTAR

aber erklären nicht, weshalb die öffentlichen

Diskutanten nicht über ihre
Mahnfinger hinaussehen.

«Pfarrer, bleib' bei Deiner Bibel!»,
riefen die Zensoren, die um die «Reinheit»

des politischen Raumes fürchten.
«Dem Pfarrer die Kirche, dem Politiker
die Politik!» Dass die Weinfelder
Predigt-Verweigerung in der veröffentlichten

Meinung fast durchwegs als Übergriff

auf die politische Domäne beklagt
worden ist, deckt uns, einmal mehr, ein
engherziges Verständnis der «res publica»

auf. «Verständnis» ist schon zuviel
gesagt; das Wort hat doch einiges mit
dem Begriffsinhalt von «Verstand»
gemein. Wer wollte verständigerweise für
eine Arbeitsteilung zwischen Moral und
Politik eintreten, wer wollte
auseinanderdividieren, was schicksalshaft aufeinander

gebaut ist, was allein im vitalen
wechselseitigen Bezug verantwortlich
wird?

Die Gedanken der Mahner und
Mäkler drehten sich, an der kurzen
Leine einer dumpfen Angst, im Kreise.
Angst muss es jedenfalls sein, wo es
nicht Zynismus ist. Und es ist die Angst
vor kritischen Blicken auf jene einäugige

Moral, die alle Kompromisse segnet,
die Angst vor einer Ernsthaftigkeit, die
unsere Politik partout als moralisches
Programm sehen und die Differenzen
zwischen Anspruch und Realität verringert

haben möchte. Oft ist diese
Ernsthaftigkeit vor lauter Folgerichtigkeit
oder unversöhnlicher Besserwisserei
kaum mehr als Wert zu erkennen,
gewiss. Aber soll uns dies daran hindern,
Provokationen in der Sache anzunehmen?

Die verbreitete Angst vor neuen und
präzisen Massstäben - oder auch vor
alten in neuer Verbindlichkeit -
verkrampft die innenpolitische Diskussion.

Sie fixiert unsere Sicht auf die Provokateure,

macht Sündenböcke und auch
Märtyrer aus ihnen, sie zwängt das
Gespräch in die Unterstände des

schonungsbedürftigen Bewusstseins, statt
ihm das offene Feld zu überlassen und
seine allseitige Tendenz zu bewahren.
Sie macht uns zu «Zitatoren». Jawohl,
dass wir unsere politischen Meinungen
mit Zitaten ausdrücken, ist eben auch
ein Erkennungsmerkmal dieser Angst.
Wir reden nicht mit offenem Visier, wir
fechten mit ausgeliehener Autorität.

Man wird dem Pfarrer dabei weniger
verargen können, dass er mit (der
Andeutung von) Bibelzitaten ficht, als den
Schülerzeitungsredaktoren zu verübeln
ist, dass sie nach dem erschütternden
Zeugnis Borcherts griffen in der Erwartung,

im Schutze literarischer und
menschlicher Ehrfurcht der Strafe zu
entgehen. Man kann Borchert nicht zur
aktuellen Schweizer Situation sprechen
lassen, ohne ihn noch im Grabe zu
beleidigen. Die Schüler werden nun freilich

nicht eines Missgriffs wegen
bestraft, der zumindest einen unterentwik-
kelten Sinn für Grössenordnungen verrät,

sie werden von unserer Angst, werden

von einem ängstlichen Staat
bestraft.

Wir mussten wohl das Vertrauen ins
Gespräch zurückgewinnen, mussten uns
zum Vertrauen ins offene Wort überwinden.

Nur so würde auch das Vertrauen
in die Institutionen zurückkehren,
öffneten wir die Visiere, und würden wir
aussprechen, was wir meinen, ohne
listige Reserve und ohne hinterhältiges
Kalkül, so würden wir die Agitatoren
und mit ihnen die Angst los. Dann
würde uns auch ein nicht verlesener Je-

saja-Vers nicht mehr beunruhigen, dann
würde selbst seine gradlinige Interpretation

nicht schrecken.
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Die Hoffnung, mit der «Eliminierung»

der Agitatoren das Gespräch zu
retten, ist töricht. Dieses verkehrte
Vorgehen bringt die Spirale der Angst in
unheilvollen Schwung, treibt uns tiefer

und tiefer in eine nationale Neurose,
die unsere Demokratie am Ende bis auf
ihr Skelett formalisiert.

Jürg Tobler

TÜRKEI: DER DRITTE ANLAUF ZUR
PARLAMENTARISCHEN DEMOKRATIE

Vor den Parlamentswahlen vom Oktober

Bisherige Krisen

Mit der Einführung der parlamentarischen

Demokratie im Jahre 1946 (von
1923 bis 1946 herrschte ein
Einparteienstaat) wurde in der Türkei ein De-
mokratisierungsprozess eingeleitet, der
das politische Leben und die politischen
Institutionen zu erfassen schien. Das
Menderes-Regime (1950-1960) brachte
die Türkei durch seine liberale
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik auf
den demokratischen, kapitalistischen
Entwicklungsweg (Parlamentarismus
und soziale Marktwirtschaft), auf den
sie politisch nicht vorbereitet war. Als
das Menderes-Regime am 27. Mai 1960

von Militärs gestürzt wurde, fand die
parlamentarische Herrschaft ein
vorläufiges Ende.

Für das Versagen der parlamentarischen

Demokratie lassen sich folgende
qualitativen Determinanten anführen:
1. Das türkische Volk hatte wegen seiner

zentraUstischen Vergangenheit und
seiner islamischen Traditionen keine
demokratischen Spielregeln, kein De-
mokratie-Bewusstsein und Demokratie-
Verständnis entwickeln können. 2. Die
kemalistischen Reformen vermochten

die feudalistischen Gesellschaftsstrukturen

auf dem Lande nicht zu beseitigen.

So blieb die Bauernfrage ungelöst.

3. In der parlamentarischen Demokratie

(1950-1971) erstickte die politische

Koalition zwischen den Feudalherren

und der Grossbourgeoisie alle
Bodenreformvorhaben, die gegen ihre
Interessen gerichtet waren, im Keime.
Die demokratischen Institutionen dienten

der Aufrechterhaltung und Zementierung

der gesellschaftlichen Privilegien

der Feudalherren und der
Grossbourgeoisie. 4. Das Fehlen einer
gutorganisierten, disziplinierten und
unabhängigen Bürokratie. 5. Die Demokratie

erfordert ein hohes Bildungsniveau.
60% der türkischen Bevölkerung sind
aber heute noch Analphabeten!

Alle diese Faktoren lähmen oder
verunmöglichen ein effizientes Funktionieren

der parlamentarischen Demokratie

und sind gleichzeitig die Ursachen

aller bisherigen politischen Krisen.

Die äusseren Anlässe waren die
Machtergreifung der Militärs von 1960

und 1971, durch die die Menderes- und
Demirel-Regierungen gestürzt wurden.
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Solange diese wichtigsten Voraussetzungen

für die parlamentarische Demokratie
unerfüllt bleiben, wird die türkische

Demokratie eine Fassade bleiben und
damit die nächste Krise einprogrammiert

sein.

Die wirtschaftliche und soziale
Situation

Die Türkei hat 35 Millionen Einwohner

mit einer jährlichen Zuwachsrate
von 3% und ist überwiegend ein
Agrarland: 73,5% der beschäftigten
Bevölkerung sind in der Landwirtschaft
tätig, ihr Anteil am gesamten
Volkseinkommen beträgt 44% (5,4 Mrd. Fr.);
das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen

beläuft sich auf 350 Dollar.
Die Türkei muss jedes Jahr Getreide
importieren, und wegen der
Devisenknappheit droht ihr in den schlechten
Erntejahren Hungersnot. Da die
Getreidepreise und die Lebenshaltungskosten

jährlich um 16-20% ansteigen,
geraten die Schichten mit niedrigem
Einkommen (75% der gesamten Bevölkerung)

in ärgste Bedrängnis. Das Tempo
des Modernisierungs- und
Industrialisierungsprozesses hat sich verlangsamt;
das geplante jährliche Wirtschaftswachstum

von 10% konnte nicht
erreicht werden - die durchschnittliche
Wachstumsrate beträgt 7%. Die
Arbeitslosenquote belief sich 1971 auf
15% (2 Millionen), und 60% der in der
Landwirtschaft tätigen Bevölkerung (7
Millionen) waren arbeitslos. Die
Grossbourgeoisie (Industrielle und Bankiers,
95000 Personen) bezieht 24,4% des

Volkseinkommens, das heisst etwa 2
Mrd. Fr. Die Feudalherren, etwa
85000 Personen, erhalten 7,8%, zusammen

mit den Grossbauern 16% des

Volkseinkommens. Grossbourgeoisie,
Feudalherren und Grossbauern verfügen

über 40,4% des gesamten
Volkseinkommens, wobei sie nur 2% der
gesamten Bevölkerung ausmachen. Sie
geben 30% ihres Einkommens für Luxusgüter,

40% für den Erwerb von
Grundstücken und 30% für Investitionen in
der Industrie und Landwirtschaft aus. -
Die Aussenhandelsbilanz der Türkei
ist chronisch defizitär, die Auslandverschuldung

beträgt 2,3 Mrd. Dollar; die
Türkei braucht jährlich 314 Mio. Dollar,

um ihre industrielle Entwicklung
finanzieren zu können.

Die Türkei hat 65247 Dorfwohneinheiten,

60% der Landbevölkerung leben
in ihrer Isolation arm und primitiv. Nur
2000 Dörfer verfügen über Wasser- und
Stromanschluss, Strassen, Schulen,
Bibliotheken, Apotheken, Kinos und
Ärzte. Die Dorfhäuser bestehen zu
80% aus Lehmhütten. Die Besitz- und
Einkommensstrukturen sind auf dem
Lande sehr ungerecht und ungleich:
Die Feudalherren besitzen 72% des

anbaufähigen Bodens, 16,7% aller
Bauernfamilien sind landlos, und 90%
der Bevölkerung beziehen 42% des
landwirtschaftlichen Einkommens, während

die Feudalherren (10%) über 58%
des landwirtschaftlichen Einkommens
verfugen.

Zwischen Konservativismus und
Militär

Aufgrund dieser sozio-ökonomisch
prekären Situation griffen die Militärs
am 12. März 1973 in die Politik ein
und stürzten die seit 1965 regierende
konservative Gerechtigkeitspartei des

Ministerpräsidenten Demirel mit einem
Ultimatum, worin sie ihr das passive
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Verhalten gegenüber den subversiven
Tätigkeiten der Anarchisten, Kommunisten

und Revolutionäre - die durch
ihre gezielten Aktionen wie Entführungen,

Landbesetzungen, Banküberfälle,
Brandstiftungen und Sabotage die
öffentliche Ordnung und Ruhe, die
politische Stabilität und innere Sicherheit
des Landes gefährdeten - und die
Verschleppung der notwendigen sozialen
Reformen vorwarfen.

Heute herrscht in Istanbul, Izmir,
Ankara, Adana und in Diyarbakir das

Kriegsrecht. Etwa 3000 Personen
(Professoren, Studenten, Journalisten,
Schriftsteller, Schauspieler und
Offiziere) wurden von den Militärgerichten
zu hohen Haftstrafen verurteilt. Die
Verfassung wurde ausser Kraft gesetzt,
aus einem Rechts- und Sozialstaat (laut
Artikel 2 der türkischen Verfassung)
wurde ein Polizei- und Garnisonsstaat,

der alle in der Verfassung
verbrieften Grundrechte und -freiheiten
mit den Füssen tritt. Die Regierungen

von Erim, Melen und heute Talu,
die unter dem Druck der Militärs
gebildet wurden, konnten die
strukturverändernden sozialen Reformen nicht
durchsetzen, weil sie auf die Mehrheit
und damit auf die politische
Zusammenarbeit mit der Gerechtigkeitspartei,

die heute noch mit 226 von insgesamt

450 Abgeordneten die Mehrheit
im Parlament besitzt, angewiesen
waren. Das Bodenreformgesetz, das unter
der Drohung totaler Machtübernahme
durch die Militärs zustandekam und das

am 13. August 1973 mit den Stimmen
der Gerechtigkeitspartei (als Wahlgeschenk

an die Landbevölkerung
gedacht) von der Grossen Nationalversammlung

verabschiedet wurde, sieht
eine Begrenzung des Grundbesitzes auf
100 Hektaren bewässertes oder auf 200

Hektaren unbewässertes Land pro Person

vor. Durch dieses Gesetz werden
2,4 Mio. Hektaren staatliches (Öd-)
Land und 800000 Hektaren privates
Land gegen Entschädigung an die
500000 landlosen und landarmen Bauern

verteilt. Das Gesetz bringt keine

grossen Veränderungen in den Macht-
und Besitzstrukturen mit sich, es
zementiert vielmehr weiterhin die
wirtschaftliche und politische Dominanz der
Feudalherren.

Das heutigeparteipolitische Spektrum

An den Parlamentswahlen vom 14.
Oktober 1973 werden die folgenden
politischen Parteien teilnehmen:

Die Gerechtigkeitspartei (Adalet Partisi,

AP), deren politische Machtbasis
auf der Koalition zwischen den
Feudalherren und der Grossbourgeoisie
einerseits, auf einem Teil der Generalität

und den Stimmen der Landbevölkerung

anderseits beruht. Sie gewinnt
die meisten Stimmen in denjenigen Dörfern,

die keine oder nur teilweise
kapitalistische, feudalistische oder semi-feu-
dalistische Strukturen aufweisen und in
denen die Feudalherren, Dorfältesten
und die religiösen Führer auf die
Bewohner entscheidenden politischen
Einfluss ausüben. Diese Dörfer (63247 an
der Zahl) bilden zum einen die
Wählerreservoirs der Gerechtigkeitspartei.
Die anderen, sicheren Wahlburgen sind
die Gemeinden, in denen die Händler,
Gewerbetreibenden und Wucherer die
Einwohner in wirtschaftlicher und
politischer Abhängigkeit halten. In den
Städten kann die Partei mit den Stimmen

des gehobenen Bürgertums und
der höheren Bürokratie rechnen. In den
Elendsvierteln von Istanbul, Ankara,
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Izmir und Bursa kann sie auf die Stimmen

derjenigen hoffen, die ihre
Dorfvergangenheit, ihre früheren Denk- und
Verhaltensweisen nicht überwunden
haben. Die Gerechtigkeitspartei errang bei
den Parlamentswahlen von 1969 253

Abgeordnetensitze von insgesamt 450,
erhielt 52,9% oder 4921200 der
abgegebenen Stimmen. Die Wahlbeteiligung
war niedrig (60%) bei insgesamt 16

Mio. Wahlberechtigten; 75% der
Landbevölkerung stimmten für die
Gerechtigkeitspartei. Sie will die diesjährigen
Parlamentswahlen mit einem Wahlprogramm

bestreiten, das u. a. die
Fortsetzung der liberalen Wirtschafts- und
Gesellschaftspolitik, den Ausbau sozialer

Infrastrukturen in den Dörfern, die
Verbesserung des Kredit- und
Genossenschaftswesens in der Landwirtschaft
und die Beschleunigung des Moderni-
sierungs- und des Industrialisierungsprozesses

beinhaltet.
Bis jetzt wurden die Parlamentswahlen

von der unmündigen, unwissenden
und analphabetischen Landbevölkerung,

die (heute noch) 65% der
Wahlberechtigten ausmacht, entschieden. So
sicherte die antikemalistische,
antikommunistische und proislamische Haltung
der Landbevölkerung der Gerechtigkeitspartei

von 1965 bis 1971 die
Regierungsmacht in Ankara. Diese
politische Haltung auf dem Land existiert
ungebrochen weiter, die Dörfer werden
auch jetzt die Wahlen entscheiden. Die
Gerechtigkeitspartei kann sich somit bei
diesen Parlamentswahlen auf dem Lande

gute Wahlchancen ausrechnen, und
sie wird in den siebziger Jahren die
türkische Politik wohl entscheidend
bestimmen.

Die Republikanische Volkspartei
(Halk Partisi, CHP), von Atatürk
gegründet, von 1923 bis 1950 und 1961

bis 1965 Regierungspartei und heute
die grösste Oppositionspartei mit 100

Abgeordneten im Parlament, befindet
sich seit 1961 in einem Umwandlungs-
prozess, bei dem es um eine
gesellschaftspolitische Neuorientierung, um
eine Anpassung des Kemalismus als
liberaler Entwicklungsweg an die neuen
Verhältnisse geht. Dieser Prozess hat
die Partei gespalten und sie mit dem
Nachfolger Inönüs, dem neugewählten
Parteivorsitzenden und Fraktionschef
Bülent Ecevit - einem ehemaligen
Journalisten sozialistischer, nicht marxistischer

Provenienz - zu einem neuen
politischen Standort «links von der Mitte»
geführt. Es wird interessant sein zu
erfahren, ob die Partei ohne Inönü und
mit dem neuen politischen Kurs mehr
Stimmen erhalten wird: Sie hatte bei
den früheren Parlamentswählen 35 bis
40% der abgegebenen Stimmen auf sich
vereinigen können. Bei den Wahlen von
1969 erhielt sie 28,7% oder 2675800
Stimmen und errang im Parlament 147

Mandate. Sie hat gute Aussichten, in
den Städten, Industriezentren und den

an den Küsten gelegenen 2000 Dörfern,

die eine intensivere Kommerzialisierung,

eine Konzentration des
Grundbesitzes in den wenigen Händen der
Grossbauern, eine Zunahme der
Landarbeiter (72% der Dorfbewohner),
stetige Veränderungen in den Besitz- und
Machtstrukturen und schnelle Abbrök-
kelung der traditionellen Werte
aufweisen, die Mehrheit der Wähler für sich
zu gewinnen. Die Mehrheit der
Industriearbeiter, des Mittelstandes, der
Bürokratie und der Intelligenz wird mit
Sicherheit diese Partei wählen. Man
kann allgemein davon ausgehen, dass

sie mit 35-40% Stimmanteil wieder im
Parlament die grösste Oppositionspartei
bilden wird. Ihre politische Zukunft
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als «Sozialdemokratische Partei der
Türkei» und als mögliche alternierende
Regierungspartei wird wesentlich vom
Tempo des Modernisierungs-, Indu-
strialisierungs- und des Urbanisierungsprozesses

abhängig sein. Das Wahlprogramm

der Republikanischen Volkspartei
impliziert u. a. folgende politischen

Zielsetzungen: 1. Veränderungen in den
Besitz- und Machtstrukturen auf dem
Lande durch eine radikalere, umfassendere

Bodenreform. 2. Mehr Sozialleistungen

an die Arbeiterschaft von
Unternehmerseite und Staat. 3. Kontrolle
von grossen inländischen und
ausländischen Firmen durch den Staat. 4.

Verstaatlichung von grossen Banken und
des Aussenhandels. 5. Forcierung des

Modernisierungs- und
Industrialisierungsprozesses durch die staatlichen
Planstellen. 6. Ausbau sozialer
Infrastrukturen in Anatolien und 7.
Ausarbeitung einer neuen Familienplanung.

Diese beiden grossen und die unten
genannten Parteien treten für die
bestehende freiheitlich-liberale, demokratische

Grundordnung der Türkei ein
und wollen den Staat auf dem
kapitalistischen, demokratischen Entwicklungsweg

in die Moderne führen.
Die Nationale Vertrauenspartei wurde

von den 47 Abgeordneten der Re¬

publikanischen Volkspartei gegründet,
die den neuen politischen Kurs «links
von der Mitte» der Partei nicht
mitvollziehen wollten. Sie waren dem
Zentrum und rechten Flügel zugehörende
Politiker, die die Interessen der
Grossbourgeoisie und der Feudalherren
vertraten.

Die Demokratische Partei wurde von
den 27 dissidenten Abgeordneten der
Gerechtigkeitspartei etabliert, die die
Politik der Demirel-Regierung nicht
konsequent und konservativ genug
fanden. - Ferner sind als kleinere, politisch

unbedeutende Parteien zu nennen:
Die Unions-, Nationale Aktions-,
Nationale Ordnungs- und die Neue
Türkische Partei. Die einzige linksgerichtete

Partei - die Arbeiterpartei - wurde
nach der Machtergreifung durch die
Militärs von 1971 verboten. Die
Türkische Kommunistische Partei lebt
bereits seit 1923 in der Illegalität.

Auch nach den Parlamentswahlen
muss weiterhin mit Militärs in der
Politik gerechnet werden. Die nächste

Machtergreifung durch die Militärs
könnte allerdings das Ende des
parlamentarischen Experimentes in der Türkei

bedeuten.

Ali F. Bozbag

DIE SOWJETISCHE SCHULREFORM 1973

Das Jahr 1973 ist von erstrangiger
Bedeutung für die Jugendpolitik in
Osteuropa: In der UdSSR ist ein neues
Schulgesetz in Kraft getreten, in Polen
hat das Regime die Jugendbewegung

zentralisiert und die fünf Jugendorganisationen

in einem Dachverband
(«Föderation Sozialistischer Verbände der
Polnischen Jugend») zusammengeschlossen,

der Julibeschluss des Zentral-
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komitees der KP der Tschechoslowakei
hat die zuständigen Partei- und
Staatsorgane, die Massenmedien und die
Jugendorganisationen dazu verpflichtet,
die Jugendpolitik zu aktivieren und eine
Schulreform vorzubereiten.

In der UdSSR ist das Unterrichtswesen

eine sogenannte Bundes- und
Republik-Angelegenheit, weshalb das am
20. Juli 1973 verabschiedete Schulgesetz
mit «Grundlagen der Gesetzgebung der
UdSSR und der Unionsrepubliken für
die Volksbildung» betitelt wird. Die
Artikel 6 und 7 des neuen Gesetzes
regeln die Kompetenzen der Union und
der Republiken auf dem Gebiet des
Schulwesens. Die von der Union
erlassenen «Grundlagen» enthalten die
Prinzipien des Unterrichtswesens - die 15

Unionsrepubliken müssen auf deren
Grundlage die eigenen Schulgesetze
erlassen.

Die Reform tangiert die bestehende
Schulverwaltung nicht. In Moskau gibt
es weiterhin drei Unterrichtsministerien:

eines für die Grundschulen (die
allgemeinbildenden Mittelschulen
inbegriffen), eines für Hochschulen und
mittlere Fachschulen (Technika) und
ein Staatskomitee im Rang eines
Ministeriums für die berufstechnischen Schulen.

Alle 15 Unionsrepubliken haben
entsprechende eigene Ministerien, deren
Gesamtzahl sich somit in der UdSSR
auf 48 beläuft.

Aus dieser Struktur der Schulverwaltung

wird ersichtlich, dass das sowjetische

Unterrichtswesen drei beziehungsweise

vier Schwergewichte hatte und
hat: die allgemeinbildenden Schulen
(Grundschulen und Mittelschulen), die
Hochschulen, die Technika und die
berufstechnischen Schulen für die Ausbildung

von Facharbeitern. In Mittelschulen,

Technika und Hochschulen, aus¬

nahmsweise auch in Grundschulen, gibt
es je drei Abteilungen, nämlich solche

für Tages-, Abend- und Fernunterricht.

Übergang vom « 7+3-Modell» auf
das «8+2-Modell»

In den dreissiger Jahren wurde die junge
Generation durch die Siebenjahresschule

erfasst. Nach Beendigung dieser
Schule konnten die Kinder in den 8-10
Klassen der allgemeinbildenden
Mittelschulen, in den Technika oder den
berufstechnischen Schulen weiterlernen.
Das bis 1973 geltende Gesetz vom 24.

Dezember 1958 erhöhte die obligatorische

Schulpflicht auf acht Jahre, und
das «7+3-Modell» (7 Klassen Grundschule,

3 Klassen Mittelschule) wurde
durch das «8+3-Modell» ersetzt.

Im Parteiprogramm vom 31. Oktober

1961 wurde die Umstellung auf die
allgemeine obligatorische Mittelschulbildung

bis 1980 vorgesehen; das
Zentralkomitee der Partei und die Regierung

beschlossen im August 1964 diese

Umstellung mit dem «8+2-Modell» zu
verwirklichen. Der XXIII. Parteikon-
gress 1966 sah den Übergang auf die
allgemeine obligatorische Mittelschulbildung

bis 1970, der XXIV. Kongress
im April 1971 bis 1975 vor. Der
Beschluss des Zentralkomitees und der
Regierung vom 25. Juni 1972 präzisierte
die Beendigung des Überganges und
die Aufgaben für die zuständigen
Organe.

Die bisherige kurze Praxis der
Umstellung auf das «8+2-Modell» brachte
zwei wichtige Ergänzungen:

1. Die zehn Klassen scheinen für
Universitätsstudien nicht auszureichen,
weshalb man einjährige Vorbereitungskurse

für einen Teil jener Mittelschul-
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absolventen einführte, welche sich an
Hochschulen weiterbilden wollen.

2. Man verlangte die allgemeine
Einführung der sporadisch bereits
vorhandenen «Vorbereitungsklassen» für
sechsjährige Kinder (das schulpflichtige
Alter beginnt mit vollendetem siebenten

Lebensjahr). Die Aufgabe dieser
Klassen besteht erstens darin, den
nichtrussischen Kindern die russische Sprache

«näherzubringen», und zwar
sowohl durch die «internationalistische
Erziehung» als auch durch praktische
Übung, zweitens die Kinder schon in
diesem Alter in die «Sphäre der
gesellschaftlichen Erziehung» einzuschalten.
Für russischsprachige Gebiete gilt
natürlich nur der zweite Punkt.

In der bisherigen kurzen Praxis wurden

die Vorbereitungsklassen zu einem
Bestandteil der sowjetischen
beziehungsweise russischen Nationalitätenpolitik.

In den nichtrussischen Gebieten
und Republiken gibt es Schulen mit
Unterricht in russischer und in der
Muttersprache. Die Kinder der nichtrussischen

Eltern werden von diesen jedoch
häufig in die Schulen mit russischer
Unterrichtssprache geschickt - aus zwei
Gründen : Die Behörden machen einerseits

grosse Propaganda für die
russischen Schulen, andererseits wollen die
Eltern ihren Kindern die künftige Karriere

sichern.
In den Vorbereitungsklassen besteht

die Fünftagewoche mit vier Stunden pro
Tag zu je 35 Minuten, die sogenannten
«Minuten für körperliche Ertüchtigung»

inbegriffen, die nach je 15

Minuten eingeschaltet werden müssen. Die
zuerst versuchsweise eingeführten
Vorbereitungsklassen wurden für jene Kinder

obligatorisch erklärt, welche nicht in
die Kindergärten aufgenommen werden.

Zu Recht taucht die Angst auf,

die Vorbereitungsklassen würden die
stufenweise Liquidierung der
Nationalitätenschulen zur Folge haben.

Die berufstechnischen Schulen

Auch in der dritten Säule des

Unterrichtswesens, bei den berufstechnischen
Schulen, brachten die letzten Jahre eine
sehr wichtige Entwicklung. Diese
teilweise direkt in den Grossbetrieben
errichteten Schulen bilden junge Leute in
1100 Fachgebieten zu Facharbeitern
aus, der Unterricht ist also ziemlich
spezialisiert. Er dauert ein bis drei Jahre
in den Städten, ein Jahr auf dem Lande
und besteht aus dem Arbeitsunterricht
im Rahmen der gewöhnlichen
Unterrichtsstunden und einer Produktionspraxis

nach jedem Jahr unter der
Leitung eines Meisters. Der XXIV. Partei-
kongress 1971 schrieb vor, dass alle

Jungarbeiter vor der endgültigen
Aufnahme in die Betriebsbelegschaft in be-
rufstechnischen Schulen in einem
Fachgebiet ausgebildet werden müssen, weshalb

deren Zahl 1972/73 stark anstieg.
Gegenwärtig gibt es 5700 berufstechnische

Schulen mit 2,6 Millionen Schülern.

Parallel mit dem quantitativen Ausbau

dieser Schulen fand auch ein
qualitativer statt, der noch wichtiger ist. Man
begann berufstechnische Mittelschulen
zu errichten, in welchen der Unterricht
- abhängig von der Fachrichtung - drei
bis vier Jahre dauert. Diese in der in-
und ausländischen Propaganda
hervorgehobene Neuerung ist der Stolz des

heutigen sowjetischen Unterrichtswesens.

Wie der Erste Vizeministerpräsident,

K. T. Masurow, in seinem
Referat über das Schulgesetz im Obersten
Sowjet betonte, gibt es schon 1300 sol-












